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AblenkungdesBahnhofrundverkehrsderStrassenbahnen.WegenKanalar-
beitenin derAlserbachstrassebeiderLiechtensteinstrassewirdder
Bahnhofrundverkehram16 ,und17 .DezemberzwischenNordwestbahnund
WähringerGürtel über die Taborstrasse ,Obereund UntereAugartenstrase

se ,Schottenring,PorzellangasseundLichtenwerderplatzzumGürtelge¬
führt .DieAblenkunggilt für beideFahrtrichtungen .DerübrigeTeil
in derRoutederBahnhofrundliniebleibtunverändert.

MaximaltarifimPlatzfuhrwerksgewerbe.IneinigenZeitungensindNach-¬
richten überdie bevorstehendeAenderungdesMaximaltarifesimPlatz¬
fuhrwerkerschienen .Dazuist zu bemerken ,dass vorläufignu .Vorbespre¬
chungen mit der Polizeidirektion ,der Genossenschaft ,der Gehilfenvertre - ¬
tung und Vertretern der Taxameterfabriken abgehalten worden sind .Diege - ¬
machtenVorschlägewerdengegenwärtigüberprüft ,umdannmitallenInter -¬
essentenbesprochenzuwerden .DieVerlatbarungenüberdasErgebnisder
Verhandlungensinddemnachverfrüht.

CoffeinhältigeGenussmittel .DieOesterreichischeGesellschaftfürGe-¬
sundheitspflege veranstaltet amDonnerstag um7 Uhr abends imHörsaal
deshygienischenInstitutsIX .Kinderspitalgasse15,einenVortrag
übercoffeinhältigeGenussmittelVortragender:UniversitätsprofessorDr.
RichardWasicky.

EineKundmachunggegenVerkehrsbehinderung.DerWienerMagistrathatsoe-¬
ben eine Kundmachungerlassen ,die das Tragen von umfangreichenGegenstän

den ,diegeeignetsind ,dieFussgängerzubelästigen,zubeschmutzenoder
zugefährden,aufdenGehwegen,danndasVerstellenderVerkehrswegedurch
sogenannteAufpasserundAbfängerbeiVerkaufsläden(Kundenfang),endlich
die Behinderungdes Verkehrsvor den TheaternundanderenVergnügungs-¬
stättendurchVerkäufervonProgrammenundähnlichenDruckschriftenver-¬
bietet .DiebeidenersterenVerbotewurdenimJahre192hversuchsweise

aufgelassen,eshatsichabergezeigt,dasssiedochnotwendigsind.Insbe¬
sonderelegendiekaufmännischenOrganisationenaufdasVerbotdesKun-¬
denfangesgrossenWertz

DerVerkaufderübrigenin derRegelsogarunrichtigenTheater-¬

programmevordenTheaternhat sich zu einer argenBelästigungderThea¬
terbesucherausgewachsenundsogarzueinerMesserstechereigeführt .Das
infolgedessenerlasseneVerbotder PolizeiwirdmitRücksichtaufdie
BestimmungderneuenKundmachungausserKraftgesetztwerden.
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DiestädtischenSteuerermässigungen.NachdemamMontagderGemeinderats-¬
ausschussfür Finanzwesennacheiner sechsstündigenBeratungdieVor-¬
lagendesMagistratsüberdie Steuerermässigungengenehmigthatte ,be-¬
schäftigte sich heute der Stadtsenat mit den Gesetzen .VonderMinder- ¬

heitwurdegegenüberallenVorlagendagegenEinsprucherhoben,dassder
Verzicht,beziehungsweisedieErmässigungen,nichtunbedingtsind ,sonderi

vomStadtsenat als Landesregierung der heutige Zustand wiederherge - ¬

stelltwerdenkann,wenndurchBundesgesetzeeineVerkürzungderEinnah-¬
mender GemeindeWienerfolgensollte .

DieStadträteKunschakundRummelhardtführtenaus ,dassdie
in denVorlagenenthaltene Bindungan die EntschlüsseeinesAussen¬
stehendeneinemVerzichtaufdieAutonomiederGemeindegleichkomme .
Wenndie RegierungwirklichderGemeindeSteueranteileentzieht ,dann
könnemandochneueGemeindegesetzebeschliessen ,durch die derEnt- ¬

fall wieder wettgemacht werde .
Stadtrat Breitnererwidertedassdieser Hinweisrichtigwär

wenndie Gemeindeautonomienichtschondurchdasbestehendeabsolute
Veterecht der Fegierung gegen städtische Steuervorlagen aufgehobenwor
denwäre. EskönntederGemeindedannganzleichtgeschehen,dassdurch
BundesgesetzeEinnahmenentzogenwerdenunddieRegierungihrVeto-¬
recht geltend macht ,wenndie Gemeindesich neueEinnahmensichernwill

umdenerlittenenEntganghereinzubringen.Nachdenbis jetztgemachten
Erfahrungenkönnedie GemeindeaufdieseBindungnichtverzichten.

BeiderBeratungüberdieFremdenzimmerabgabewurdeentsprechend
einemAntragedesGemeinderatesZimmerlfestgelegt ,dassdiezuständige
Genossenschaftnicht nur bei der EinreihungsondernauchüberdieHö¬
hederZusatzabgabezuhörensei ,ferner ,dassdemNachfolgerimBe¬
trieb vierzehnTagenacherfolgterUebernahmedasRechtzustehensoll ,
sowchlumdieAusreihungalsauchumdieHerabsetzungderZusatzabgabe
anzusuchen.DieüblichenGeschäftsstundeninnerhalbwelcherdieAus¬
kunftspflicht der Unternehmergiltig ist ,werdenin derDurchführungs-¬

verordnunglautVereinbarungfürdieZeitvonachtUhrfrühbisacht
Uhrabendsfestgelegtwerden .AufGrunddervomFinanzreferentenvor¬

gelegtenNachweisüber die Auswirkungder Steuerermässigungaufdreis -¬
sig durchgerechneteHotels ,SanatorienundPensionenkannfestgestellt
werden,dassderSteuernachlassin derMehrzahlaller FälledieHälfe
te odernochumeinigeProzentemehrausmacht ,bei denzuhöchsteine
gereihtenBetriebenmachtdasSteuerersparniszwischen35und40Proe
zentaus ,erreichtaberdortabsolutgenommenso hogeBeträge ,dasseine
durchausreichlicheInvestitionstätigkeitermöglichtwerdenkönnte.

EineeingehendeErörterungknüpftesich andasGesetz
überdie Lustbarkeitsabgabe.GemeinderatUebelhörwarfdie Frageauf ,
wie Chorkonzertein Verbindungmit Solonummernbehandelt werdenwür¬
den .DerFinanzreferentstellte fest ,dassbeigemischtemProgrammnach
wievorderSchlüsselfürKonzertakademienangewendetwerdenmüsse.Die
GemeinderäteBinderundAngermayerverwiesenaufdieihrerAnsicht
nachunzulänglicheBerücksichtigungderKunststellen .StadtratRum-¬
melhardtstelltedasProblemderBundestheaterzurDiskussionundbe¬

antragtederengänzlicheFreilassungvonderLustbarkeitsabgabe .Eben
so mögedie Spanische Reitschule als steuerfrei erklärt werden .

StadtratBreitnerbetontedemgegenüber ,dassdieAbga-¬
bepflichtder SpanischerReitschulebereits wegenderFürsorgeabgabe
den Verwaltungsgerichtshof beschäftigt habe und die Gemeindemitihrem
Standpunktdurchgedrungensei .Wasdie Bundestheateranlangt ,sower¬

densie die HauptnutzniesserdieserNovellierungbilden ,weilsiebis¬
heranderSommerbegünstigungwegenihrermehralsvierzehntätigen
SperrekeinenAnteilhatten .Auchkommeihnendie EinreihungderBal¬
letts in denBundestheaternin eine bevorzugteKlassezugute .Ueberdies
zahlen die Bundestheater weder Fürsorgeabgabe noch Wohnbausteuer und

sind dadurch im Vergleiche mit allen anderen Bühnensehr imVorteile
Der Sinn der Lustbarkeitsabgabesei es ,dass die Besucher ,diesich

ein Vergnügen gönnen bei diesem Anlasse zu den Lasten des Gemeindewe¬

sensherangezogenwerden.DiegegenwärtigeGemeindeverwaltungbemühe
sich ,dieBewohnerdieserStadtnichtbeiihrenlebensnotwendigenAus
gabenzu besteuern ,wiedies früheretwain FormderVerzehrungssteu¬
er geschehensei ,sonderndann ,wennsie AusgabenandererArtmachen.
VondiesemGesichtspunktausbetrachtet ,könnenauchdieBesucherder
Bundestheaternicht voneiner Steuerleistungbefreit werden .ImUeb¬
rigenaberseienebendiePflichtenkreisezwischenBundundGemeinde
geteilt unddafürstehenja auchdemBundeEinnahmsquellen,wieetwa
dieZölleoderdasTabak-oderSalzmonopolzurVerfügung,andenendie
GemeindekeinenAnteilhabe.

DieAnträgedesStadtratesRummelhardtwurdenabgelehnt,
ebensoeinvonihmgestellterAntrag ,dersichaufdieHaftungfür
Abgabenrückständebezog.

StadtratKunschakbemängeltdieAuskunftspflicht
insoweitsiesichauchaufAngestellteerstrecktealsvielzuweitge-¬
hend .EskönneauchnichtfürdieständigeAnwesenheiteinesBevollmäche
tigten ,wederinHotelsnochindenVergnügungsbetriebenvorgesorgtwer¬
den .DesgleichenseieseinnichtzubilligenderEingriffindieSelbste
ständigkeitderUnternehmer,wennihnenvomMagistratdieFormderBü-¬
cheroderAufzeichnungenzwangsweisevorgeschriebenwerdenkönnen.Frau
StadtratMotzkoführteaus ,dassdieBegünstigungfürdieKunststellen
nachdemMerkmalderSubventionierungdurchdieGemeindedieMöglich-¬
keiteinerparteimässigenHandhabungnichtausschliesse.Eswärevor¬
teilhafter ,wennalle jeneKunststellenbesondersbevorzugtwerden,die
vomStadtsenatalsgemeinnütziganerkanntwerden.StadtratBreitner
betonte,dassderMehrheiteinesolcheparteimässigeAusnützungganz
fern liege undgeradedeshalbdasMerkmalderSubventienierunggewählt
wordensei ,weilschonseitdreiJahreninvollkommenklagloserWeise
diezusubventionierendenKunststellenausgewähltwurden.Auchbeider
ZuerkennungdesCharaktersderGemeinnützigkeitwäreesjamöglich.
dasssichderStadtsenatvoneinseitigenErwägungeneinmalleitenliese
se .DerartigeBesorgnissebrauchenabernachallen gemachtenErfahrun¬
gennichtgehegtzuwerden.DieBeratungderGesetzewirdvoraussicht-¬
lichineinerwährendderBudgetdebatteeingeschobenenSitzungdes
WienerLandtageserfolgn .SolltedieErledigungdurchdieBundesregie-¬
rungkeineVerzögerungerfahren,sokönntendieErmässigungenschonmit
1 .Jänner1926wirksamwerden.
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